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ERBSCHAFTSSTEUER –
WUNSCH UND WIRKLICHKEIT 
Es klingt allzu verlockend: Während die erwerbstätige Bevölkerung unter hohen Steuern 
und Sozialabgaben leidet, zahlen die Erben von großen Vermögen, zu deren Entstehen sie 
nicht das mindeste beigetragen haben, keinerlei Steuern. Würden diese Erben einen ange-
messenen Beitrag leisten, könnte der Staat mit den dringend benötigten Mitteln endlich 
die wichtigsten Probleme lösen. Ganz nebenbei ließe sich damit auch die Ungleichheit der 
Vermögensverteilung reduzieren. 

Die Realität einer Erbschaftssteuer sieht allerdings anders aus. Große Vermögen sind oft 
mobil und wandern ab, sobald hohe Substanzsteuern drohen. Dazu kommt die Tatsache, 
dass ein wesentlicher Teil des vererbten Vermögens Betriebsvermögen ist. So wird eine 
Erbschaftssteuer schnell zu einem massiven Standortnachteil: Warum soll ein Schweizer 
Investor in Österreich investieren, wenn bei seinem Ableben ein Drittel der Investitions-
summe als Steuer eingehoben wird? Dafür werden Ausnahmen und Sonderregeln ge-
schaffen, ebenso wie für landwirtschaftliches Vermögen, Wohnhäuser und viele weitere 
Fälle. Es hängt dann oft von Zufällen oder einer guten Planung ab, wie hoch eine Erbschaft 
besteuert wird.

Am Ende steht einem beschränkten Steuermehraufkommen ein Rattenschwanz an Folgepro-
blemen gegenüber – Abwanderung, Belastung von Betrieben, Bürokratie. Die Zeche wird, wie 
so oft, großteils vom Mittelstand und den Unternehmern bezahlt.

Aufgrund der aktuellen politischen Situation ist eine Wiedereinführung der Erbschafts- und 
Schenkungssteuer durchaus möglich.
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Relevant in Haftungsfällen
Relevant ist die faktische Geschäftsführung vor allem in Haf-
tungsfällen. Hauptanwendungsfall ist die Insolvenz. Im Fall 
einer Insolvenz können Ansprüche entstehen, wenn das Ver-
fahren zu spät eingeleitet wird. Für diesen Schaden könnte es 
zur Haftung des faktischen Geschäftsführers kommen. Auch 
können diesen gewisse Aufgaben, wie etwa die Stellung eines 
Insolvenzantrages, treffen. Geschäftsführer haften persönlich 
dafür, dass Steuern und Abgaben rechtzeitig und vollständig 
abgeführt werden. Diese Haftung kann auf den faktischen Ge-
schäftsführer ausgedehnt werden. Auch im Strafrecht ist der 
faktische Geschäftsführer von Bedeutung. Infrage kommen vor 
allem Delikte, die mit Insolvenzen im Zusammenhang stehen, 
etwa die grob fahrlässige Beeinträchtigung von Gläubigerinte-
ressen.

> Tipp:

Sollten Sie die Auslagerung von Entscheidungen in Erwä-
gung ziehen, achten Sie immer auf die äußeren und inneren 
Umstände der Geschäftsführung, da es sonst zu einer Aus-
weitung der Haftung kommen kann. Wir empfehlen Ihnen 
daher die frühzeitige Planung und umfassende Beratung. 

SIND SPONSORZAHLUNGEN
BETRIEBSAUSGABEN?

Sollten Sie eine Sponsorzahlung in Erwägung ziehen, achten Sie 
auf die betriebliche Veranlassung. Der Leistung muss ein eindeu-
tiger Werbewert gegenüberstehen.

Das Bundesfinanzgericht (BFG) hatte jüngst über die Qualifi-
zierung von Sponsorzahlungen als Betriebsausgabe oder nicht 
abzugsfähige Repräsentationsaufwendung zu entscheiden.

Ausgangspunkt des Verfahrens war eine GmbH, die ca.  
EUR 50.000,00 pro Jahr als Betriebsausgabe für Werbeaufwen-
dungen bei einem Sportverein geltend machte. Als Werbe-
leistung wurden Tafeln mit dem Logo der GmbH aufgestellt. 
Unter dem Firmenlogo war zusätzlich der Name des Gesell-
schafter-Geschäftsführers der GmbH angebracht. Deshalb kam 
das Finanzamt zu dem Schluss, dass das Motiv für das Sponso-
ring des Sportvereines auch das Interesse des Geschäftsführers 
sei, sich als Mäzen in der Öffentlichkeit zu präsentieren und da-
durch gesellschaftliches Ansehen zu erringen. Das Finanzamt 
stufte den abgesetzten Aufwand daher als verdeckte Gewinn-
ausschüttung ein.

Zur Ermittlung des zu besteuernden Gewinns werden in weiten 
Bereichen die Regeln des Einkommensteuergesetzes angewen-
det. Dieses definiert Betriebsausgaben als Aufwendungen oder 
Ausgaben, die durch den Betrieb veranlasst sind. Allerdings 
greifen hier auch verschiedene Abzugsverbote. So dürfen bei-
spielsweise auch Repräsentationsaufwendungen nicht abge-
zogen werden. Unter Repräsentationsaufwendungen versteht 
man jene Aufwendungen, die zwar durch den Beruf des Steu-
erpflichtigen bedingt sind, aber auch sein gesellschaftliches 
Ansehen fördern, es ihm also ermöglichen, sich zu „repräsen-
tieren“. Auch freiwillige Zuwendungen, insbesondere Spenden, 

sind nicht als Betriebsausgabe abzugsfähig, soweit nicht die 
Kriterien einer abzugsfähigen Spende vorliegen. Sponsorzah-
lungen eines Unternehmens stellen demnach Betriebsausga-
ben dar, wenn sie nahezu ausschließlich auf wirtschaftlicher 
Grundlage beruhen und als eine angemessene Gegenleistung 
für die vom Gesponserten übernommene Verpflichtung zu 
Werbeleistungen angesehen werden können. 

Im vorliegenden Fall ist das Finanzamt mit seiner Auffassung 
allerdings nicht durchgedrungen. Der gesponserte Verein war 
mehrfacher österreichischer Meister in seinem Wettbewerb. 
Die Vereinsmitglieder waren weiters über alle Altersklassen 
hinweg erfolgreich. Dadurch war der Verein einem breiteren 
Publikum bekannt. Die angebrachten Werbetafeln hatten so-
mit einen Werbewert. Auch der Umstand, dass andere Unter-
nehmen den Verein ebenfalls sponserten, spricht dafür, dass 
ein allgemeiner Werbewert vorlag. Die Werbetafeln dienten 
daher hauptsächlich dem Zweck der Werbung für das Unter-
nehmen und nicht der Repräsentation des Gesellschafter-Ge-
schäftsführers.

> Fazit:

Da die Gegenleistung für die Sponsorzahlungen einen Wer-
bewert hatte, waren die Zahlungen durch den Betrieb veran-
lasst und somit als Betriebsausgaben zu qualifizieren.

KLEINUNTERNEHMERPAUSCHALIERUNG

Die Kleinunternehmerpauschalierung ist auch dann anwendbar, 
wenn umsatzsteuerfreie Leistungen erbracht werden, die nicht 
aufgrund der Kleinunternehmerregelung befreit sind.

Kleinunternehmer können seit der Veranlagung 2020 im Rah-
men der Einnahmen-Ausgaben-Rechnung ihren Gewinn pau-
schal ermitteln. Die pauschalen Betriebsausgaben betragen je 
nach Art des Betriebs 45 % oder 20 % der Betriebseinnahmen. 
Mit dem Abgabenänderungsgesetz 2023 wurde eine gesetz-
liche Verbesserung bzw. Klarstellung vorgenommen.

Die Kleinunternehmerpauschalierung stellt – mit einigen 
Sonderregeln – grundsätzlich auf die Kleinunternehmergrenze 
in der Umsatzsteuer ab. War die umsatzsteuerliche Kleinunter-
nehmerbefreiung aber deswegen nicht anwendbar, weil dieser 
Befreiung eine andere unechte Umsatzsatzsteuerbefreiung 
vorgeht, kam nach dem bisherigen Gesetzeswortlaut die Inan-
spruchnahme der einkommensteuerlichen Kleinunternehmer-
pauschalierung nicht in Betracht.

Davon waren z. B. Bausparkassen-/Versicherungsvertreter oder  
Ärzte betroffen, die – auch wenn sie sonst die Voraussetzungen 
für die umsatzsteuerliche Kleinunternehmerbefreiung er-
füllten – die einkommensteuerliche Kleinunternehmerpau-
schalierung deswegen nicht in Anspruch nehmen konnten.

Um dieses unerwünschte Ergebnis zu vermeiden, wurde nun 
gesetzlich klargestellt, dass es unschädlich ist, wenn die um-
satzsteuerliche Kleinunternehmerbefreiung deswegen nicht 
anwendbar ist, weil ihr eine speziellere unechte Umsatzsteu-
erbefreiung vorgeht, sofern bei Ausblenden dieses Umstandes 
die Voraussetzungen für die Kleinunternehmerpauschalierung 
vorliegen würden.

SENKUNG DES KÖRPERSCHAFT-
STEUERTARIFS

Mit 1.1.2024 wurde nicht nur die Flexible Kapitalgesellschaft 
als neue Form der Kapitalgesellschaft eingeführt, sondern auch 
Änderungen am Mindeststammkapital der „klassischen“ GmbH 
und dem Körperschaftsteuersatz vorgenommen. Diese Neue-
rungen wirken sich auch auf die Höhe der Mindestkörperschaft-
steuer (MiKöSt) aus.

Änderung des KöSt-Tarifs
Bereits 2023 wurde die Körperschaftsteuer von ursprünglich 25 %  
auf 24 % reduziert. 2024 folgte nun die bereits geplante wei-
tere Senkung auf 23 %. Bei Ausschüttung an die Gesellschafter 
ergibt sich anhand des neuen Steuersatzes nun eine Gesamt-
steuerbelastung in Höhe von 44,175 % im Vergleich zu den ur-
sprünglichen 45,625 % (2022).

Änderung der MiKöSt
Die Körperschaftsteuer beträgt seit dem 1.1.2024 23 % des er-
zielten Gewinnes. Bei unbeschränkt steuerpflichtigen Körper-
schaften fällt jedoch – egal ob ein Gewinn oder ein Verlust er-
zielt wird – eine sogenannte Mindestkörperschaftsteuer an. Ist 
die tatsächliche Körperschaftsteuer des laufenden Jahres we-
gen eines geringen Gewinnes oder eines Verlustes kleiner als 
der Mindeststeuerbetrag oder sogar Null, ist dennoch Steuer 
im Ausmaß eines fixen Betrages zu entrichten. Die entrichte-
te Mindestkörperschaftsteuer wird in späteren Jahren (sofern 
Gewinne anfallen und die Steuerbelastung des Jahres den Be-
trag der Mindestkörperschaftsteuer übersteigt) wie eine Vor-
auszahlung angerechnet und reduziert damit die zukünftige 
Steuerbelastung.

Mindestkörperschaftsteuer EUR 500,00 jährlich
Die Höhe der Mindestkörperschaftsteuer knüpft an das ge-
setzliche Mindeststammkapital der Körperschaft an. Die Min-
deststeuer beträgt pro Kalenderjahr 5 % des gesetzlichen Min-
deststammkapitals und ist vierteljährlich zu entrichten. Bis 
zum 31.12.2023 betrug das Mindeststammkapital der GmbH  
EUR 35.000,00, die MiKöSt betrug daher EUR 1.750,00 jährlich. 
Durch die Herabsetzung des gesetzlich notwendigen Stamm-
kapitals der GmbH auf EUR 10.000,00 mit 1.1.2024 verringert 
sich auch die Mindestkörperschaftsteuer auf EUR 500,00 jähr-
lich. Eine Kapitalherabsetzung für GmbHs mit einem Stamm-
kapital von EUR 35.000,00 ist in diesem Zusammenhang nicht 
notwendig.

Die bisher bestehende gesetzliche Regelung, wonach die Mi-
KöSt in den ersten fünf Jahren ab Eintritt in die unbeschränkte 
Steuerpflicht EUR 125,00 pro Kalendervierteljahr und in den 
folgenden fünf Jahren EUR 250,00 pro Kalendervierteljahr be-
trägt, ist damit hinfällig und wurde mit 31.12.2023 aufgeho-
ben. Eine Erhöhung der MiKöSt nach Ablauf von fünf Jahren ist 
nicht vorgesehen.

Herabsetzungsantrag
Jeder Steuerpflichtige hat für die Einkommen- bzw. Körper-
schaftsteuer eines Jahres vierteljährlich Vorauszahlungen zu 
leisten. Die Höhe der Vorauszahlungen wird vom Finanzamt 
mit Bescheid vorgeschrieben. Diese Vorschreibung orientiert 
sich an den Ergebnissen des Vorjahres. Sollte eine Hochrech-

nung des Jahresergebnisses und die damit einhergehende 
Steuerbelastung die von der Finanz unterstellten Gewinne 
bzw. die vom Finanzamt vorgeschriebene Vorauszahlung unter-
schreiten, kann ein Antrag auf Herabsetzung an das Finanzamt 
gestellt werden. Dieser muss eine Begründung der verminder-
ten Gewinnerwartung sowie einen entsprechenden Nachweis 
(z. B. Umsatzaufstellung, Zwischenbilanz) enthalten.

> Hinweis:

Im Zusammenhang mit der Mindestkörperschaftsteuer ist 
dabei anzumerken, dass in manchen Fällen noch KöSt-Vo-
rauszahlungen bescheidmäßig vorgeschrieben werden, die 
auf der alten Mindestkörperschaftsteuer beruhen. Sollte 
dies der Fall sein, gibt es laut dem Bundesministerium für Fi-
nanzen (BMF) keine gesetzliche Grundlage für eine amtswe-
gige Herabsetzung des Vorauszahlungsbescheides. Vielmehr 
ist auch hier ein individueller Herabsetzungsantrag auf die 
Höhe der neuen MiKöSt zu stellen.

DER FAKTISCHE GESCHÄFTSFÜHRER
IM STEUERRECHT 

Der Begriff des faktischen Geschäftsführers ist nicht definiert, 
wurde aber durch die Rechtsprechung herausgearbeitet. 

Es kommt somit zu einem Auseinanderfallen von im Firmen-
buch eingetragenen natürlichen Personen, die formell als Ge-
schäftsführer agieren, und der Person, die die tatsächlichen 
Entscheidungen im Unternehmen trifft. Handelt jemand als 
„Schein-Geschäftsführer“, kann dies zu Problemen im Bereich 
des Gläubigerschutzes und der Rechtssicherheit führen.

Die Rechtsprechung legt den Begriff des faktischen Geschäfts-
führers wie folgt aus: „Demnach gilt als faktischer Geschäfts-
führer, wer maßgeblichen Einfluss auf die Geschäftsführung 
eines Unternehmens nimmt, ohne förmlich als Geschäftsführer 
bestellt worden zu sein. Dabei ist es unerheblich, ob es sich um 
einen Angestellten, einen Gesellschafter oder um einen gänzlich 
Außenstehenden handelt. Entscheidend ist, dass der faktische 
Geschäftsführer einen nachhaltigen und dauerhaften Einfluss 
auf die Geschäftsführung ausübt und es somit zur faktischen Be-
herrschung des Unternehmens kommt.“

Jeder Fall ist individuell zu entscheiden

Der offizielle Geschäftsführer muss größtenteils verdrängt und 
de facto entscheidungsunfähig gemacht werden. Daher wür-
de es auch nicht ausreichen, wenn ein Gesellschafter seinen 
Geschäftsführern regelmäßig Weisungen erteilt, diese aber 
ansonsten noch freie Entscheidungsfähigkeit besitzen. Weiters 
ist auch immer auf die konkreten Umstände des Sachverhalts 
abzustellen. Jeder Fall ist daher einer eigenen Prüfung zu unter-
ziehen, wobei auf die Gesamtbetrachtung zu achten ist.

Dahingehend ergeben sich natürlich häufig Beweisprobleme. 
Maßgebend kann der Auftritt von Personen nach außen sein, 
also ob sie Stellungnahmen für das Unternehmen abgeben 
oder bei Vertragsverhandlungen teilnehmen. Auch die Ge-
schäftsgebarung im Inneren ist relevant. Hier sind vor allem 
Unterlagen und Zeugenaussagen ausschlaggebend.
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NEUES BAU- UND WOHNPAKET

Der Nationalrat hat große Teile des von der Regierung vorgestell-
ten Bau- und Wohnpakets beschlossen. Ziel des Pakets ist eine För-
derung des Wohnbaus und eine Erhöhung der Eigentumsquote.

Ausweitung der beschleunigten
Absetzung für Abnutzung (AfA)
Die Möglichkeit einer beschleunigten Abschreibung für Gebäude, 
wonach im ersten Jahr die dreifache und im zweiten Jahr die dop-
pelte AfA angesetzt werden kann, wird befristet ausgeweitet. Für 
Wohngebäude, die zwischen 31.12.2023 und 1.1.2027 fertigge-
stellt werden, kann nunmehr in den ersten drei Jahren die dreifache 
AfA geltend gemacht werden. Voraussetzung ist, dass das Wohnge-
bäude dem „Gebäudestandard Bronze“ des aktuellen „klimaaktiv-
Kriterienkatalogs“ entspricht. Auch im Zusammenhang mit Sanie-
rungsmöglichkeiten besteht nun die Option einer beschleunigten 
Abschreibung. Während bereits bisher bestimmte Herstellungsauf-
wendungen (z. B. in Verbindung mit dem Denkmalschutzgesetz) 
beschleunigt auf 15 Jahre abgeschrieben werden konnten, wird 
diese Möglichkeit auf Aufwendungen ausgeweitet, die nach dem 
31.12.2023 anfallen und für die eine Förderung des Bundes gemäß 
dem 3. Abschnitt des Umweltfördergesetzes ausbezahlt wird.

Ökozuschlag
Seit der ökosozialen Steuerreform besteht für Privatpersonen 
die Möglichkeit, gewisse Gebäudeinvestitionen als Sonderaus-
gaben steuerlich geltend zu machen. Für diese Sanierungsmaß-
nahmen (thermisch-energetische Sanierung und Austausch 
eines fossilen Heizungssystems durch ein klimafreundliches 
Heizungssystem) können nun auch Vermieter 15 % der Investi-
tion als fiktiven steuerlichen Aufwand geltend machen (Ökozu-
schlag). Voraussetzung ist, dass das Gebäude zu Wohnzwecken 
vermietet wird. Der Ökozuschlag steht für die ersten beiden 
Wirtschaftsjahre nach dem 31.12.2023 zu.

Abschaffung von Nebengebühren
Die Gebühr für die Eintragung des Eigentums an einer Liegen-
schaft sowie damit im Zusammenhang stehender Pfandrechte 
ins Grundbuch wird auf Antrag bis zu einer Bemessungsgrund-
lage von EUR 500.000,00 unter folgenden Voraussetzungen vo-
rübergehend ausgesetzt:

• Das auf der Liegenschaft errichtete oder zu errichtende Ge-
bäude wird zur Befriedigung eines dringenden Wohnbedürf-
nisses verwendet. 

• Für die Pfandrechtseintragung steht die Befreiung nur zu, 
wenn das zugrundeliegende Darlehen zu mehr als 90 % für 
den Erwerb, die Errichtung oder Sanierung eines begünstig-
ten Eigenheims verwendet wird. 

• Das Rechtsgeschäft wird nach dem 31.3.2024 abgeschlossen 
und der Antrag auf Eintragung im Grundbuch wird im Zeit-
raum vom 1.7.2024 bis zum 30.6.2026 gestellt.

Als Nachweis eines dringenden Wohnbedürfnisses muss der 
Hauptwohnsitz an der neuen Liegenschaft begründet und 
sämtliche Wohnrechte am bisherigen Hauptwohnsitz aufgege-
ben werden. Bei einer bereits bezugsfertigen Wohnstätte sind 
die Nachweise binnen dreier Monate nach Übergabe, bei einer 
zu errichtenden Wohnstätte nach Fertigstellung, jedoch jeden-
falls innerhalb von fünf Jahren nach Eintragung zu erbringen. 
Bei Aufgabe des Eigentumsrechts innerhalb von fünf Jahren ist 
die Gerichtsgebühr nachträglich zu entrichten.

Förderdarlehen
Darüber hinaus wurde beschlossen, den Bundesländern Mittel 
zur Verfügung zu stellen, mit denen zur Wohnbauförderung 
Darlehen bis zu EUR 200.000,00 mit einer Maximalverzinsung 
von 1,5 % per anno an natürliche Personen vergeben werden 
können, die jedoch an antispekulative Maßnahmen zu knüpfen 
sind.

> www.eca.at

Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe

S T E U E R B E R A T U N G
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www.eca.at  –  Über 20 Standorte vom Bodensee bis zum Neusiedlersee.
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